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Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Wenn der Vermieter nach
Abschluss des Mietvertrags schriftlich den
Verzicht auf eine Eigenbedarfskündigung
erklärt, bindet ihn das, auch wenn der
Mieter die Annahme nicht schriftlich erklärt.

LG Berlin, Beschluss vom 28. März 2019,
Az. 67 S 22/19

Wer Kündigungsverzicht zusichert,
muss sich daran halten
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DER FALL

Ein Vermieter hatte mit einer Mieterin
einen Wohnraummietvertrag geschlos-
sen. Nach Vertragsschluss hat er ihr
schriftlich zugesichert, auf das Recht zur
Eigenbedarfskündigung zu verzichten.
DieMieterin hat dieses Schreiben zu ihren
Unterlagen genommen. Die Immobilie
wurde verkauft, und ein neuer Vermieter

trat als Erwerber in denMietvertrag ein. Er
kündigte der Frau wegen Eigenbedarfs.
DieMieterin verwies auf denKündigungs-
verzicht. Daraufhin verklagte der Vermie-
ter die Frau aufHerausgabeundRäumung
der Wohnung. Er ist der Ansicht, dass ihn
der Kündigungsverzicht des früheren Ver-
mieters nicht bindet.
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DIE FOLGEN

Nach Ansicht des LG Berlin ist der Kündi-
gungsverzicht Teil des Mietvertrags
geworden, obwohl die Mieterin das
Schriftstück nur zu den Unterlagen
genommen, aber nicht schriftlich erklärt
hat, den Kündigungsverzicht anzuneh-
men. Denn mit der ausdrücklichen „Zusi-
cherung“ verzichtet der Rechtsvorgänger
des neuen Vermieters auf solch eine
Annahmeerklärung durch die Mieterin.
Die Annahme der Mieterin muss sich nur
nach außenmanifestieren, was hier durch

die Ablage des Schreibens erfolgte. Auch
die Schriftform (§ 550 S. 1 BGB) ist gewahrt
und ein Erwerber ausreichend geschützt.
Denn das vom Vermieter unterzeichnete
Angebot bezeichnet die für den Vertrags-
inhalt maßgeblichen Umstände so genau,
dass der Erwerber lediglich nachforschen
muss, ob dieMieterin das vermieterseitige
Angebot des Kündigungsverzichts – und
damit die Abänderung des Mietvertrags –
angenommen hat.
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WAS IST ZU TUN?

Es ist Vorsicht geboten: Bei Angeboten
des Vermieters, die für den Mieter vor-
teilhaft sind, ist es zur Vertragsänderung
nicht immer nötig, dass eine Urkunde
von beiden Vertragsparteien unterzeich-
net wird. Der Mieter kann ein Angebot
auf Vertragsänderung wirksam und für
die Parteien bindend annehmen, ohne
dass der Vermieter davon Kenntnis erhält,
etwa in Form eines entsprechenden
Annahme- oder Bestätigungsschreibens.
Wird ein vermietetes Grundstück erwor-
ben, sollte sich der Erwerber daher über
sämtliche mietergünstige Vereinbarun-

gen informieren, auch wenn es an einer
schriftlichen Annahme des Mieters man-
gelt. Sowohl Nachforschungen beim ver-
äußernden Vermieter als auch beim Mie-
ter können insoweit empfehlenswert sein.
Denn der Erwerber ist auch an Vereinba-
rungen gebunden, die nicht ausdrücklich
schriftlich angenommen wurden. Er kann
das Mietverhältnis – sofern eine Festlauf-
zeit vereinbart ist – deshalb auch nicht
vorzeitig wegen Verstoßes gegen das
Schriftformgebot kündigen. Anja Hall

Rechtsanwalt
Andreas Gerstmeier

von Dornbach
Quelle: Dornbach

Grundstücksrecht. Wenn von Bäumen oder
Hecken auf dem Nachbargrundstück Laub,
Nadeln oder Zapfen auf das eigene
Grundstück herüberfallen, beeinträchtigt das
den Eigentümer und er hat einen Anspruch
darauf, dass diese Störung abgestellt wird.

BGH, Urteil vom 14. Juni 2019,
Az. V ZR 102/18

Allzu viel Laub vom Nachbarbaum
muss nicht geduldet werden
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DER FALL

Zwei Eigentümer benachbarter Grundstü-
cke streiten umherüberragende Äste. Ihre
Grundstücke liegen imBereich einer städ-
tischen Baumschutzsatzung. Auf dem
Grundstück des Beklagten steht im vorde-
ren, zur Straße gelegenen Bereich an der
gemeinsamen Grenze eine Douglasie,
derenÄste auf dasGrundstück desKlägers

ragen und von denen Nadeln und Zapfen
in großen Mengen (rund 480 Liter pro
Jahr) auf die Grundstückseinfahrt des
Nachbarn fallen. Er verklagt seinen Nach-
barn und fordert, dass die überhängenden
Äste und Zweige der Douglasie zurückge-
schnitten werden.
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DIE FOLGEN

Das Landgericht war der Ansicht, dass der
Nachbar die Nadeln und Zapfen als „mit-
telbare Folgen“ der Äste dulden muss,
unter anderem weil das „ortsüblich“ ist
(§ 906 BGB). Der BGH sah das anders: Die
Äste müssen zurückgeschnitten werden.
Falls der Eigentümer dies wegen der städ-
tischen Baumschutzverordnung nicht
darf, kann er eine Ausnahmegenehmi-
gung beantragen. Der BGH stellt klar, dass
es bei der Frage, ob der Nachbar die Äste
dulden muss, nur auf die Regelung zum
Überhang in § 910 Abs. 2 BGB ankommt
und nicht auf § 906 BGB. Demnach darf
der Nachbar herüberragende Äste selbst

abschneiden (§ 910 Abs. 1 S. 2 BGB) oder
vom Nachbarn die Beseitigung verlangen
(§ 1004 BGB). Dies ist nur dann ausge-
schlossen, wenn der Überwuchs den
Nachbarn nicht darin beeinträchtigt, sein
Grundstück zu benutzen. Den Anspruch
hat der Nachbar nicht nur bei Störungen,
die unmittelbar durch den Überhang her-
vorgerufen werden – etwa wenn die Äste
das Wohnhaus berühren oder die Gefahr
besteht, dass sie abbrechen. Er hat ihn
auch bei Beeinträchtigungen, die mittel-
bar durch den Überhang verursacht wer-
den, etwa wenn Laub, Nadeln oder ähn-
liches auf sein Grundstück fallen.
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WAS IST ZU TUN?

Eigentümer sind zur ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung ihrer Grundstücke ver-
pflichtet, sie dürfen Zweige und Äste
nicht einfach über die Grundstücksgrenze
wachsen lassen. Denn in solchen Fällen
können auch herabfallendes Laub,
Nadeln oder Zapfen dazu führen, dass
der Nachbar einen Anspruch auf Rück-
schnitt der herüberragenden Äste und
Zweige hat oder er das im Rahmen seines
Selbsthilferechts selbst tun darf – soweit

das herabfallende Laub objektiv dazu
führt, dass er sein Grundstück nicht
uneingeschränkt nutzen kann. Öffentli-
ches Naturschutzrecht oder Landes- und
Gemeinderecht mag im Einzelfall aller-
dings dazu führen, dass der Nachbar sein
Selbsthilferecht oder seinen Beseitigungs-
anspruch nicht durchsetzen kann. Dies
gilt aber nur, wenn der Eigentümer sich
nicht von dem jeweiligen Verbot befreien
lassen kann. Anja Hall

Rechtsanwalt
Dr. Gerrit Krupp

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Bei der Offenlage-
bekanntmachung von Bebauungsplänen
muss nicht angegeben werden, ob es sich
bei den umweltbezogenen Informationen
um Sachverständigengutachten, private
Stellungnahmen oder ähnliches handelt.

BVerwG, Urteil vom 6. Juni 2019,
Az. 4 CN 7/18

Bei Umweltinformationen kommt
es nicht auf den Urheber an
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DER FALL

Im Aufstellungsverfahren muss der Ent-
wurf eines Bebauungsplans samt Begrün-
dung und den umweltbezogenen Infor-
mationen, die nachAnsicht derGemeinde
wesentlich sind, offengelegt werden. Bei
der Bekanntmachung der Offenlage müs-
sen die verfügbaren Arten dieser Umwelt-
informationen angegeben werden. Die
Rechtsprechung hat die Anforderungen
hieran in letzter Zeit verschärft: Die
umweltbezogenen Informationen sind
nach Themenblöcken zusammenzufas-
sen und zu verschlagworten. Darüber

hinausgehend verlangte das OVG NRW,
auch ihre Beschaffenheit anzugeben, also
z.B. Sachverständigengutachten, Behör-
den- und private Stellungnahmen zu
unterscheiden. Im konkreten Fall hatte
sich ein Nachbar gegen einen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan gewehrt, der
einen Lebensmittel- und Getränkemarkt
ermöglichen sollte. Das OVG NRW
erklärte den Bebauungsplan für unwirk-
sam, u.a. weil Angaben fehlten, welcher
Art die umweltbezogenen Informationen
waren. Das BVerwG hat dies verworfen.
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DIE FOLGEN

Dass die Arten der Umweltinformationen
angegebenwerden, hat eine „Anstoßfunk-
tion“, so das BVerwG: Das Interesse der
Öffentlichkeit für die umweltrechtlichen
Entscheidungen, die mit der Planung ver-
bunden sind, soll geweckt werden. Die
Informationen müssen nach ihrem Inhalt
strukturiert werden. Bei der Bildung von
Schlagwörtern kann – muss aber nicht –
von den Bezeichnungen ausgegangen

werden, die der Ersteller der Informatio-
nen genutzt hat. Nur wenn eine eindeu-
tige Bezeichnung fehlt oder in die Irre
führt, müssen andere Schlagwörter ver-
wendet werden. Ob es sich bei der jeweili-
gen Information um ein Sachverständi-
gengutachten, Behördenstellungnahmen
oder private Stellungnahmen handelt,
muss nicht angegeben werden. Eine sol-
che Angabe verfehlt die Anstoßfunktion.
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WAS IST ZU TUN?

Weiterhin ist großer Wert darauf zu legen,
in der Offenlagebekanntmachung die ver-
fügbaren Arten umweltbezogener Infor-
mationen vollständig anzugeben. Fehler,
die hier gemacht werden, gefährden die
spätereWirksamkeit des Bebauungsplans.
Angesichts der naturwissenschaftlichen
Fachsprache vieler umweltbezogener
Informationen gestaltet sich die Schlag-
wortbildung, die für die Bekanntmachung
notwendig ist, in der Praxis schwierig. Die

Entscheidung des BVerwG entlastet die
Gemeinden. Sie dürfen auf die Begriffe
zurückgreifen, die der Ersteller der Infor-
mationen bei deren Betitelung gewählt
hat. Etwas anderes gilt nur, wenn solche
Begriffe fehlen oder nicht sinntragend
sind. Es ist nicht notwendig, die Angaben
dahingehend weiter zu differenzieren,
welche Eigenschaft die jeweiligen Infor-
mationen haben. Anja Hall

Rechtsanwalt
Dr. Tom Giesen
von Kapellmann

und Partner
Quelle: Kapellmann

Baurecht. Schließen Auftraggeber und
Auftragnehmer einen Rahmenvertrag ab, hat
der Auftragnehmer ohne besondere
Regelung keinen Anspruch darauf, dass er
später auch tatsächlich beauftragt wird.

OLG Nürnberg, Beschluss vom 23. November 2016,
Az. 12 U 2437/14

Auch mit Rahmenvertrag kann der
Unternehmer leer ausgehen
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DER FALL

Ein Bauunternehmer, der im Rohrlei-
tungsbau tätig ist, schloss mit einem Ver-
sorgungsunternehmeneinenRahmenver-
trag ab. Damit wollten sie die Bedingun-
gen für eine Zusammenarbeit regeln und
den Abschluss von Einzelaufträgen
erleichtern. Der Vertrag war auf ein Jahr
befristet, und man hielt dort die Absicht
des Auftraggebers fest, Aufträge im

Gesamtwert von 1,9 Mio. Euro an die
Firma zu vergeben. Geregelt wurde aller-
dings auch, dass das Versorgungsunter-
nehmen die Leistungen mit Einzelaufträ-
gen abruft. Konkrete Projekte oder Leis-
tungen waren deshalb im Rahmenvertrag
nicht beschrieben. Letztlich entsprach das
Auftragsvolumen nur gut einem Drittel
der in Aussicht gestellten Summe.
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DIE FOLGEN

Der Auftragnehmer fühlte sich ungerecht
behandelt und verlangte vom Auftragge-
ber den Ersatz von Deckungsbeitragsver-
lusten: allgemeine Geschäftskosten, Bau-
stelleneinrichtungskosten und Baustel-
lengemeinkosten. Er argumentierte, dass
er sich wegen des im Vertrag in Aussicht
gestellten Volumens auf entsprechende
Aufträge verlassen durfte, zumal der Auf-
traggeber auch solche Summen „zu ver-
bauen“ gehabt habe. Dieser habe ihm
allerdings nur Teile des gesamten Auf-
tragsvolumens übertragen, bei anderen

Projekten sei sein Unternehmen nicht
zum Zug gekommen, hätte aber zur Ver-
fügung gestanden und mit der Beauftra-
gung gerechnet. Vor Gericht unterlag die
Firma. Denn nirgends im Vertrag ist eine
Abnahmeverpflichtung des Auftraggebers
geregelt. Im Gegenteil: Der Vertrag
bestimmt sogar, dass später Einzelauf-
träge erteilt werden müssen. Das Gesamt-
volumen von 1,9 Mio. Euro ist daher nur
eine Erwartungshaltung. Der Unterneh-
mer hat keinen Anspruch darauf, dass
diese Erwartung auch erfüllt wird.
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WAS IST ZU TUN?

Wenn Auftragnehmer aufgrund einer
Rahmenvereinbarung und eines dort in
Aussicht gestellten Auftragsvolumens ihre
Preise kalkulieren, sollten sie darauf ach-
ten, dass Abrufpflichten in den Vertrag
aufgenommenwerden oder sie eine Kom-
pensation bei fehlendem Abruf erhalten.
Dies ist eine Frage der vorausschauenden
Vertragsgestaltung. Im konkreten Fall
hatte nur der Auftraggeber (Preis-)Sicher-
heit, der Auftragnehmer allerdings hatte
keinen Anspruch auf eine spätere Einzel-

beauftragung. Vertragsgestalterisch hät-
ten – freilich im Rahmen des Vergabe-
rechts – aus Sicht des Auftragnehmers
daher Mindestbeauftragungsmengen fest
vereinbart werden müssen. Hier hat der
Auftraggeber den Auftragnehmer auch
nicht hinters Licht geführt: Von einer fes-
ten Beauftragung, einer Abrufpflicht,Min-
destvolumina oder konkreten Projekten
war im Vertrag – aus Sicht des Auftragge-
bers konsequent und auch ganz bewusst –
nicht gesprochen worden. Anja Hall

ANZEIGE


